
Mit dem zweiten Nichtigkeitsgrund vertreten die Klägerinnen die 
Auffassung, dass der angefochtene Beschluss in falscher Anwen­
dung von Art. 346 AEUV in dem Sinne ausgelegt werde, dass 
die militärischen Tätigkeiten der ENAE nur in laufenden Bestel­
lungen der griechischen Kriegsmarine und nicht in einzelnen 
nichtkommerziellen Tätigkeiten wie künftigen Bestellungen der 
Kriegsmarine der griechischen oder ausländischer Streitkräfte 
oder jeder anderen Fabrikations-, Liefer- oder Reparaturtätigkeit 
von Verteidigungsmaterial bestünden. 

Mit dem dritten Nichtigkeitsgrund machen die Klägerinnen gel­
tend, dass der angefochtene Beschluss wegen Verstoßes gegen 
den Grundsatz der Rechtssicherheit substanzielle Unwägbarkei­
ten in Bezug auf seinen persönlichen, zeitlichen und sachlichen 
Anwendungsbereich enthalte, während er zugleich den mit sei­
ner Durchführung betrauten Stellen ein weites Ermessen ein­
räume, so dass er in dem Sinne ausgelegt werde, dass er Pflich­
ten und Verbote auferlege, die entweder in der Rückforderungs­
entscheidung nicht vorgesehen seien oder sich an nicht ver­
pflichtete Personen richteten oder unbestimmt und undurch­
führbar seien oder über das vernünftige Maß hinausgingen, 
das der Schutz der Grundrechte und Grundfreiheiten setze. Da­
rüber hinaus sei der angefochtene Beschluss wegen Verstoßes 
gegen den Grundsatz der Rechtssicherheit unanwendbar, da er 
Maßnahmen auferlege, deren Anwendung teilweise oder voll­
ständig rechtlich oder/und tatsächlich unmöglich sei, wobei 
auch die vorgesehene sechsmonatige Frist für seine Durchfüh­
rung von Anfang an nicht haltbar und unrealistisch sei. 

Mit dem vierten Nichtigkeitsgrund machen die Klägerinnen gel­
tend, dass der angefochtene Beschluss der ENAE und ihren 
Aktionären Pflichten und Verbote in einer Weise auferlege, die 
ihre Grundrechte der Niederlassungsfreiheit, des freien Dienst­
leistungsverkehrs, der Unternehmer- und Eigentumsfreiheit ver­
letze, teilweise, ohne dass eine Rechtsgrundlage hierfür bestehe, 
und jedenfalls indem über das hinausgegangen werde, was für 
die Zwecke der Rückforderung erforderlich sei. 
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Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Klage für zulässig und begründet zu erklären, 

— den Beschluss 2011/328/EU ( 1 ) der Kommission für nichtig 
zu erklären; 

— der Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen; 

— alle weiteren rechtlich gebotenen Maßnahmen zu erlassen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht die Klägerin vier Klagegründe 
geltend. 

1. Erster Klagegrund: Die Beklagte habe dadurch offenkundige 
Beurteilungsfehler begangen, dass sie den Beschluss 
2011/328/EU der Kommission rechtlich unzutreffend auf 
die behaupteten Bedenken hinsichtlich (i) Arbeiterexposition 
und (ii) Umweltexposition gestützt habe. 

2. Zweiter Klagegrund: Die Beklagte habe dadurch das ord­
nungsgemäße Verfahren und die Verteidigungsrechte verletzt 
und gegen den Grundsatz der ordnungsgemäßen Verwaltung 
verstoßen, dass sie fälschlicherweise die behaupteten Beden­
ken hinsichtlich des Isomerenverhältnisses berücksichtigt 
habe, die erst während der erneuten Vorlage und in einem 
sehr späten Verfahrensstadium erstmals als besondere Be­
denken angesehen worden seien. Daher sei der Klägerin 
keine Gelegenheit gegeben worden, sich mit der Frage zu 
befassen. Überdies habe die Beklagte es versäumt, den Än­
derungsvorschlag der Klägerin zu berücksichtigen. 

3. Dritter Klagegrund: Der Beschluss 2011/328/EU der Kom­
mission sei rechtswidrig, weil er unverhältnismäßig sei. 
Selbst unter der Annahme, dass Bedenken vorlägen, denen 
erhöhte Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte, sei die 
fragliche Maßnahme in der Art und Weise, wie darin an 
die behaupteten Bedenken in Bezug auf die Arbeiterexpo­
sition und die Umweltexposition herangegangen werde, un­
verhältnismäßig. 

4. Vierter Klagegrund: Der Beschluss 2011/328/EU der Kom­
mission sei rechtswidrig, weil er unzureichend begründet sei, 
da die Beklagte es versäumt habe, Nachweise oder eine Be­
gründung zu liefern, die es rechtfertigten, dass sie die von 
der Klägerin vorgeschlagenen Änderung abgelehnt und so­
mit die Berechnung der geschätzten Arbeiterexposition be­
einträchtigt und auch die Verwendung hochtechnologischer 
Gewächshäuser abgelehnt habe. 

( 1 ) Durchführungsbeschluss der Kommission vom 1. Juni 2011 über die 
Nichtaufnahme von Flurprimidol in Anhang I der Richtlinie 
91/414/EWG des Rates (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen 
K(2011) 3733) (ABl. L 153, S. 192). 
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